Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 / 3347 


12. 03. 75 


Sachgebiet 75 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zum gegenwärtigen Stand der Energiepolitik der Gemeinschaft 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

in Kenntnis der Ergebnisse der Sitzung des Rats der Außen- 
minister vom 20. und 21. Januar 1975 im Bereich der Energie- 
politik - 

1 . ist bestürzt über die Ergebnisse dieser Ratstagung; 

2. hat seit Jahren immer wieder deutlich gemacht, wie lebens- 
wichtig für die Erreichung der Vertragsziele eine gemein- 
schaftliche Energiepolitik ist; seit Ausbruch der Weltener- 
giekrise ist ihre Verwirklichung sogar eine notwendige 
Grundlage jeder Gemeinschaftspolitik geworden; 

3. hat in der vergangenen Zeit den intensiven Einsatz der Kom- 
mission für eine gemeinsame Energiepolitik begrüßt und 
immer wieder bedauert, daß diese Politik vom Rat abge- 
lehnt bzw. verwässert wurde-, 

4. muß mit größter Sorge feststellen, daß die Regierungen be- 
stimmter Mitgliedstaaten den Willen zu einer gemeinsamen 
Energiepolitik aufgegeben zu haben scheinen und damit ihre 
eigene Haltung hinsichtlich der Europäischen Union stark 
schwächen; 

5. ist der Ansicht, daß sich das Parlament gezwungen sehen 
könnte, seine Mitarbeit im Rahmen des Konsultationsverfah- 
rens im Energiebereich einzustellen, wenn der Rat die auf 
den Konferenzen der Staats- bzw. Regierungschefs der Mit- 
gliedstaaten in Kopenhagen vom 14. und 15. Dezember 1973 
und in Paris vom 9. und 10. Dezember 1974 oder auch inzwi- 
schen im Rahmen internationaler Initiativen im energiepoli- 
tischen Bereich gefaßten Beschlüsse nicht in die Wirklich- 
keit umsetzt; 

6. stellt vor den Völkern der Mitgliedstaaten, von denen sein 
Mandat herrührt, fest, daß die Regierungen bestimmter Mit- 
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gliedstaaten und der Rat nicht bereit sind, das für eine ge- 
sicherte Zukunft der Gemeinschaft wie der Mitgliedstaaten 
unbedingt Erforderliche zu tun; 

7. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften sowie 
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments vom 4. März 1975 - 00191037. 



